
SV Rot-Weiß Werneuchen e. V. 
Satzung 

§ 1 Name, Sitz, Aufbau und Geschäftsjahr 

1) Der am 4. Juni 1990 gegründete Verein ist Nachfolger des Betriebssportvereins "Traktor 
Werneuchen", gegründet im Jahr 1947, führt den Namen "Sportverein Rot-Weiß 
Werneuchen e.V." und hat seinen Sitz in Werneuchen. Er tritt die Rechtsnachfolge 
der BSG Rot-Weiß Werneuchen an. 

2) Er ist in das Vereinsregister des Amtsgerichts Frankfurt (Oder) unter der Registernummer 
VR 4081 FF eingetragen und hat seinen Gerichtsstand in Bernau. 

3) Er gliedert sich in Abteilungen für die einzelnen Sportarten. 

4) Der Verein ist Mitglied des Landessportbundes Brandenburg und des Kreissportbundes Barnim 
sowie der Fachverbände, deren Sportarten im Wettkampfbetrieb im Verein betrieben werden. 

5) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 2 Zweck, Ziele und Aufgaben 

1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 
"Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung(§§ 51 ff. AO) durch: 

1.1. Ausübung des Sports in allen Bereichen, auch für Menschen mit seelischen, kognitiven 
und/ oder körperlichen Einschränkungen. 

1.2. Die Durchführung von inklusiver Jugendarbeit sowie kulturellen und generationsübergreifender 
Aktivitäten in der Stadt Werneuchen. 

2) Eine besondere Beachtung wird dem Erhalt des Kindeswohls gewidmet, sowohl der Kinder und 
Jugendlichen welche Mitglied im Verein sind, als auch derjenigen, die ohne Mitgliedschaft an 
Trainings oder anderen Maßnahmen des Vereins teilnehmen. 

3) Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

4) Mittel, die dem Verein zufließen, dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. 
Die Mitglieder erhalten keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder auch keine 
sonstigen Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die den 
Zwecken des Vereins fremd sind, oder durch verhältnismäßig hohe Vergütung begünstigt werden. 

5) Die Organe des Vereins (§14) üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. Über Einsetzung hauptamtlicher 
Mitarbeiter/innen, die durch die Vereinsentwicklung notwendig wird, entscheidet dann die Mitglieder­ 
versammlung 

6) Grundlage der Vereinsarbeit ist das Bekenntnis aller Mitglieder des Vereins zur freiheitlichen, demo­ 
kratischen Grundordnung. Der Verein ist gemeinwesenorientiert tätig und vertritt den Grundsatz 
religiöser und weltanschaulicher Toleranz sowie parteipolitische Neutralität. 
Er fördert die Integration ausländischer Mitbürgerinnen und Mitbürger mit Migrationshintergrund. 
Der Verein tritt extremistischen, rassistischen und fremdenfeindlichen Bestrebungen entschieden 
entgegen. 

§ 3 Gliederung 

Für jede im Verein betriebene Sportart wird in Umsetzung des § 2 Punkt 1.1. eine eigene, in der 
Haushaltsführung unselbständige Abteilung gegründet. Jede Abteilung wählt auf einer Abteilungs­ 
versammlung eine Abteilungsleitung. 

Über Vorhaben in Umsetzung des Zwecks, der Ziele und Aufgaben des Vereins entsprechend 
§ 2 Punkt 1.2. befindet das Präsidium. 



§ 4 Mitgliedschaft 

Der Verein hat Ehrenmitglieder, ordentliche Mitglieder, passive Mitglieder und Jugendmitglieder. 

1) Ehrenmitglieder sind Personen, die sich um den Verein oder den Sport besonders verdient gemacht 
haben. Sie werden durch die Mitgliederversammlung mit 2/3 Mehrheit auf Vorschlag des Präsidiums 
ernannt. Sie sind von allen Zahlungspflichten gegenüber dem Verein befreit und haben im Übrigen 
die Rechte eines ordentlichen Mitglieds. 

2) Ordentliche Mitglieder sind die Angehörigen des Vereins, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, 
sich sportlich betätigen und keine Ehrenmitglieder, passive Mitglieder oder Jugendmitglieder sind. 
Vereinsmitglieder, die lediglich als Trainer fungieren, gelten als passive Mitglieder. 

3) Passive Mitglieder sind die Mitglieder des Vereins, die ihre Aufnahme als passives Mitglied oder 
die Umwandlung ihrer ordentlichen Mitgliedschaft in eine passive Mitgliedschaft beantragt haben. 
Sie üben im Verein keinen Sport aus. Die Umwandlung einer ordentlichen Mitgliedschaft in eine 
passive Mitgliedschaft ist nur mit Wirkung zum Beginn eines Geschäftsjahres möglich. 

4) Jugendmitglieder sind die Mitglieder des Vereins, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben. Mit Vollendung des 18. Lebensjahres werden sie zu ordentlichen Mitgliedern. 

§ 5 Erwerb der Mitgliedschaft 

1) Jede natürliche Person hat die Möglichkeit, monatlich dem Verein beizutreten und ab dann den 
Beitrag zu entrichten. Dem Verein kann jede natürliche Person als Mitglied angehören, sofern 
sie Zweck, Ziele und Aufgaben des Vereins (§ 2) anerkennt. 

2) Die Aufnahme in den Verein ist durch schriftliche Erklärung bei der jeweiligen Abteilungsleitung 
zu beantragen, mit der gleichzeitig die Vereinssatzung und alle bestehenden Ordnungen 
anerkannt werden. Der Aufnahmeantrag ist eigenhändig zu unterschreiben. Bei Minderjährigen 
bedarf es der Mitunterzeichnung eines gesetzlichen Vertreters. Die zuständige Abteilungsleitung 
entscheidet über den Antrag und kann die Aufnahme ohne Angabe von Gründen ablehnen. 
Die Abteilungsleitung hat die Aufnahme eines Mitgliedes unverzüglich dem Präsidium anzuzeigen, 
das ein zentrales Mitgliedsverzeichnis führt. 

3) Mit der Aufnahme erkennt das Mitglied an, dass seine persönlichen Daten gespeichert und in einer 
Datenverarbeitungsanlage verarbeitet werden dürfen. Diese Daten können auch im Zusammenhang 
mit Mitgliederlisten an andere Mitglieder oder Dritte ausgehändigt werden, wenn die Durchführung 
der Zwecke und Aufgaben des Vereins dies erfordert. Das Mitglied verpflichtet sich, Änderungen 
von persönlichen Daten unverzüglich mitzuteilen (Mitteilungspflicht}. 

4) lm Falle einer Ablehnung ist die Berufung an den Beschwerdeausschuss durch den Antragsteller 
zulässig. 

§ 6 Beendigung der Mitgliedschaft 

1) Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 

2) Der Austritt ist nur zum 31. Dezember des Kalenderjahres zulässig. Die Abgabe der Kündigung ist 
jederzeit möglich und muss bis spätestens zum 30. November des Jahres schriftlich gegenüber der 
zuständigen Abteilungsleitung erklärt werden. Die Austrittserklärung Minderjähriger ist von einem 
gesetzlichen Vertreter mit zu unterzeichnen. 

3) Ist ein Mitglied mit seinen Zahlungsverpflichtungen gegenüber dem Verein im Rückstand, so ist das 
Mitglied anzumahnen. Mit der Mahnung ist das Mitglied auf die Möglichkeit des Ausschlusses hinzu­ 
weisen. Gegen den Ausschluss kann das Mitglied innerhalb eines Monates nach Zugang der 
Mitteilung Beschwerde beim Präsidium einlegen, dass über den Ausschluss entscheidet. Vereins­ 
interne Rechtsmittel gegen die Entscheidung des Präsidiums sind nicht gegeben. Der Ausschluss 
aus dem Verein entbindet das Mitglied jedoch nicht von der Zahlungsverpflichtung. 

4) Ausgetretene oder ausgeschlossene Mitglieder haben keinen Anspruch auf vereinbarte Leistungen 
des Vereins. 

§ 7 Ausschlussgründe 
Ein Mitglied kann ausgeschlossen werden, wenn es die Grundsätze sportlichen Verhaltens verletzt, 
gegen die Satzung und/oder bestehende Ordnungen oder gegen Anordnung der zuständigen Stellen 
gröblich verstößt, den Grundsätzen der Kameradschaft oder Mitglieder untereinander zuwider handelt 
oder durch sein Verhalten das Ansehen des Vereins schädigt oder gefährdet. 



§ 8 Ausschlussverfahren 

1) Das Ausschlussverfahren kann von der Abteilungsleitung, dessen Abteilung das Mitglied angehört, 
beim Präsidium beantragt werden, das über den Antrag entscheidet. Daneben kann das Präsidium 
selbst ein Ausschlussverfahren einleiten. 

2) Das Präsidium entscheidet zunächst, ob im schriftlichen Verfahren oder nach mündlicher 
Verhandlung entschieden wird. 

3) Vor der Entscheidung in der Sache ist die Abteilungsleitung und dem betroffenen Mitglied Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu geben. 

4) Soll nach mündlicher Verhandlung entschieden werden, sind die Verfahrensbeteiligten zu der 
Verhandlung des Präsidiums über den Ausschluss unter Einhaltung einer Mindestfrist von 10 Tagen 
schriftlich zu laden. Die Frist beginnt mit dem Tage der Absendung der Ladung. 

5) Die Entscheidung erfolgt schriftlich. Sie ist zu begründen und unverzüglich dem betroffenen Mitglied 
sowie der zuständigen Abteilungsleitung zu übersenden. Mit dem Zugang der Entscheidung wird der 
Ausschluss wirksam. Die Rückerstattung von gezahlten Beträgen für das laufende Kalenderjahr ist 
ausgeschlossen. 

6) Das Präsidium kann eine mildere Vereinsstrafe an Stelle des Ausschlusses verhängen. 

7) Notwendige Auslagen können dem betroffenen Mitglied auferlegt werden. 

§ 9 Rechte der Mitglieder 

1) Die Mitglieder sind berechtigt, an den Versammlungen des Vereins und der Abteilung, der sie ange­ 
hören, teilzunehmen. 

2) ln den Versammlungen des Vereins sind alle Mitglieder mit Vollendung des 16. Lebensjahres 
stimmberechtigt. Mitglieder unter 18 Jahren sind nicht wählbar. 

3) lm Falle einer Beitragserhöhung um mehr als 50% durch die Mitgliederversammlung kann das Mitglied 
von dem Recht einer außerordentlichen Kündigung innerhalb von 14 Tagen ab Beschlussfassung 
Gebrauch machen. 

§ 10 Pflichten der Mitglieder 

Die Mitglieder sind verpflichtet, 

1) den Vereinszweck, die Interessen und das Ansehen des Vereins nach innen und außen zu wahren, 

2) sich entsprechend der Satzung und den weiteren Ordnungen des Vereins zu verhalten, 

3) zur gegenseitigen Rücksichtnahme und Kameradschaft, 

4) zur Entrichtung von Beiträgen und Umlagen entsprechend§ 12 und unter Berücksichtigung 
des § 4 sowie der unverzüglichen Zahlung bei Fälligkeit, 

5) das Eigentum des Vereins sowie die für satzungsmäßige Zwecke genutzten, gemieteten oder 
gepachteten Sportanlagen, Sportgeräte und Einrichtungen pfleglich zu behandeln. 

Verstöße gegen diese Pflichten können durch Vereinsstrafen oder durch Ausschluss geahndet werden. 

§ 11 Strafen 

1) Das Präsidium kann Vorfälle mit Vereinsstrafen ahnden, wenn diese einen Antrag auf Ausschluss 
des Mitgliedes nach § 7 nicht rechtfertigen. 

2) Vereinsstrafen sind: 

a) schriftlicher Verweis, 

b) Ordnungsgeld bis zum Betrag von 200,00 €, 

c) Ruhen der Mitgliedschaft bis zu einem Jahr unter Fortzahlung der finanziellen Verpflichtungen. 



3) Die Bestrafung durch Schiedsrichter innerhalb einer Sportveranstaltung oder durch befugte Stellen 
der Fachverbände schließt die Verhängung einer Vereinsstrafe nicht aus. 

4) Dem betroffenen Mitglied ist vom Präsidium vor Ausspruch einer Vereinsstrafe Gelegenheit zum 
rechtlichen Gehör zu geben. 

5) Gegen den Ausspruch einer Vereinsstrafe ist der Widerspruch an den Beschwerdeausschuss 
statthaft. Die Beschwerde ist binnen 2 Wochen nach Zugang der Mitteilung über die Vereinsstrafe 
einzulegen. Bei schriftlicher Mitteilung der Vereinsstrafe gilt diese 3 Tage nach Absendung der 
Mitteilung an die letzte bekannte Anschrift des Mitgliedes als zugegangen. 

6) Die Vereinsstrafe wird wirksam, wenn die Beschwerdefrist abgelaufen ist, es sei denn, dass 
das Mitglied auf Rechtsmittel verzichtet. 

7) Der Verein ist berechtigt, die bei Verbänden verwirkten Strafen oder die durch Fahrlässigkeit 
entstandenen Kosten von den verursachten Mitgliedern einzuziehen. 

§ 12 Beitrage 

1) Es werden erhoben: 

a) Aufnahmegebühren, 

b) Jahresbeiträge, 

c) Umlagen für besondere Vereinszwecke. 

2) Aufnahmegebühren, Beiträge und Umlagen, sowie die Aufnahme von benötigten Krediten 
werden durch die Mitgliederversammlung festgesetzt und genehmigt. 

3) Die Mitgliederversammlung des Vereins kann Zahlungen und Umlagen an den Verein festlegen, 
die neben den festgelegten Gebühren, Beiträgen und Umlagen zu zahlen sind und vom 
Schatzmeister verwaltet werden. 

4) Der Mitgliedsbeitrag ist gemäß der Beitragsordnung zu entrichten. 

§ 13 Haftung 

1) Vermögensrechtliche Ansprüche gegen den Verein können von einem Mitglied gegenüber 
dem Verein nur binnen eines Jahres seit ihrer Entstehung geltend gemacht werden. 
Der Anspruch ist schriftlich beim Präsidium geltend zu machen. 

2) Nach dem Ausscheiden eines Mitglieds haftet es weiter für alle von ihm eingegangen 
Verbindlichkeiten gegenüber dem Verein. 

3) Vereinseigentum, das sich in den Händen eines ausgeschiedenen Mitgliedes befindet, 
ist unverzüglich und ohne Aufforderung zurückzugeben. 

4) Die Haftung des Vereins beschränkt sich für den Zweck der Ausübung des Sports auf 
seine Mitglieder gegenüber - soweit gesetzlich zulässig - auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. 

5) Die Haftung des Vereins in Ausübung der offenen Jugendarbeit sowie kultureller und 
generationsübergreifender Aktivitäten in der Stadt Werneuchen erfolgt im Rahmen 
gesetzlicher Vorgaben. Wenn erforderlich, schließt der Verein hierfür eine gesonderte 
Versicherung ab. 

6) Der Verein haftet nicht für die auf den einzelnen Vereinsveranstaltungen abhanden gekommenen 
Gegenstände jeglicher Art, sowie etwa entstandene Körper- bzw. Sachschäden. Mitglieder sind 
bei Sportveranstaltungen durch die Beitragszahlung über den Landessportbund versichert. 

§ 14 Organe 

Organe des Vereins sind: 

a) die Mitgliederversammlung als oberstes Organ des Vereins, 

b) der Vorstand gemäß§ 26 BGB, 



c) das Präsidium, 

d) der Beschwerdeausschuss, 

§ 15 Mitgliederversammlung 

1) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet einmal jährlich statt, sie sollte im 3. Quartal durchgeführt 
werden. Sie ist von dem/der Präsidenten/in oder von dem/der Vizepräsident/in oder dessen/deren 
Stellvertreter/in mindestens 1 (ein) Monat vorher durch öffentlichen Aushang in allen von uns genutzten 
Sportstätten: 
- 1. Sporthalle, Schulstraße 2, 16356 Werneuchen, 
- 2. Sporhalle an der Europaschule, Thälmannstraße 63a, 16356 Werneuchen, 
- 3. Jugend-, Sport- und Freizeitzentrum Hangar 3, Johann de Warnow Str. 1, 16356 Werneuchen, 
- 4. Multifunktionsanlage an der Wegendorfer Straße, 16356 Werneuchen 
und unter Bekanntgabe der Tagesordnung einzuberufen. 

2) Die Tagesordnung muss folgende Punkte enthalten: 

a) Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der Zahl der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder, 

b) Bericht des Präsidiums, 

c) Berichte der Abteilungen, 

d) Bericht der/des Beauftragten für die Sicherung des Kindeswohls, 

e) Bericht des Beschwerdeausschusses, 

f) Bericht der Kassenprüfer/innen, 

g) Entlastung des Präsidiums, 

h) Neuwahlen (bei Wahlen), 

i) Genehmigung der Haushaltsvorschläge, 

j) Beschlussfassung der Anträge, 

k) Verschiedenes. 

3) Anträge für die Mitgliederversammlung können bis zu 14 Tage vor der Versammlung beim 
Präsidium schriftlich eingebracht werden. Später eingehende Anträge können nur als Dring­ 
lichkeitsanträge behandelt werden, wenn dies von der Mehrheit der Versammlungsteilneh­ 
menden gebilligt wird. Dringlichkeitsanträge auf Satzungsänderung sind unzulässig. 

4) ln der ordentlichen Mitgliederversammlung sind die Berichte des Präsidiums, der Abteilungen, 
der Kassenprüfer/innen und der Haushaltsplan vorzutragen sowie die fristgemäß eingegangenen 
Anträge vorzulesen. Sie hat über die Entlastung des Präsidiums sowie über den Haushaltsplan 
und die Anträge zu beschließen. 

5) Die ordentliche Mitgliederversammlung wählt das Präsidium und mindestens drei Kassenprüfer 
/innen für einen Zeitraum von 3 Jahren. Die Gewählten bleiben bis zur Neuwahl im Amt, selbst 
wenn die Wahlperiode von 3 Jahren verstrichen ist. Eine Gruppenwahl ist zulässig. 

6) Das Präsidium ist berechtigt, bei besonderem Anlass eine außerordentliche Mitgliederversammlung 
binnen einer Frist von 14 Tagen einzuberufen. Es ist hierzu verpflichtet, wenn mindestens 20 v. H. 
der Mitglieder dies schriftlich unter Angabe der Gründe und der Tagesordnung beantragen, 
oder im Falle des§ 17 Abs. 2. 

7) Die ordentliche Mitgliederversammlung beschließt mit einfacher Mehrheit, die außerordentliche 
Mitgliederversammlung mit Zweidrittel-Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder 
der Versammlung. Bei einer außerordentlichen Mitgliederversammlung, die aufgrund § 17 Abs. 2 
einberufen werden muss, ist die einfache Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder 
bei den Wahlgängen ausreichend. 

8) Satzungsänderungen, sowie die Entscheidung über eine Ehrenmitgliedschaft bedürfen stets einer 
Mehrheit von 2/3 der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder der Versammlung. 



9) Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 

1 O) Auf Verlangen von 1 O v.H. der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder der Versammlung muss 
geheim abgestimmt werden. 

11) Der Ablauf der Mitgliederversammlung ist zu protokollieren. Das Protokoll ist von dem/der 
Versammlungsleiter/in und dem/der Protokollführer/in zu unterzeichnen. 

§ 16 Stimmrecht und Wählbarkeit 

1) Mitglieder, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, besitzen Stimm- und Wahlrecht. 

2) Das Stimmrecht kann nur persönlich ausgeübt werden. 

3) Alle Mitglieder, die das 18. Lebensjahr vollendet haben und dem Verein angehören, können in die 
Abteilungsvorstände gewählt werden. 

4) Kandidaten zur Wahl in den Vorstand und in das Präsidium müssen das 21. Lebensjahr vollendet 
haben und müssen Mitglied im Verein sein. 

5) Mitglieder, denen kein Stimmrecht zusteht, können an der Mitgliederversammlung als Gäste 
teilnehmen. Geladene Gäste haben ebenfalls kein Stimm- und Wahlrecht. 

§ 17 Vorstand und Präsidium 

1) Der Vorstand im Sinne von § 26 BGB besteht aus mindestens drei Personen, und zwar dem/der 
Präsidenten/Präsidentin, dem/der VizepräsidentenMzepräsidentin und dem/der Kassenwart/in. 
Jeweils zwei von ihnen vertreten den Verein gemeinschaftlich. 

2) Sofern der Vorstandsvorsitzende vor Ende seiner Amtszeit ausscheidet oder mehr als zwei übrige 
Vorstandsmitglieder vor Ende ihrer Amtszeit ausscheiden, ist eine außerordentliche Mitglieder­ 
versammlung einzuberufen. ln den übrigen Fällen des vorzeitigen Amtsendes führen die 
verbleibenden Mitglieder die Funktion kommissarisch bis zur nächsten ordentlichen Mitglieder­ 
versammlung fort. 

3) Das Präsidium wird aus dem Vorstand im Sinne des Absatz 1 dieser Regelung sowie dem/der 
Schriftführer/in, dem/der Jugendwart/in und bis zu fünf Besitzer/innen mit möglichen konkreten 
Vereinsaufgaben gebildet. 

4) Das Präsidium tritt mindestens vier Mal im Kalenderjahr auf Einladung des Vorstands zusammen. 
Die Einladung erfolgt schriftlich mit 14tägiger Ladungsfrist unter Angabe der Tagesordnung. 
Den Vorsitz übernimmt der/die Präsident/in oder dessen/deren Stellvertreter/in. 

5) Das Präsidium beschließt über: 

a) den Vorschlag an die ordentliche Mitgliederversammlung über die Ernennung von Ehrenmitgliedern, 

b) die Verleihung von Ehrungen und Auszeichnungen, 

c) den Termin für die ordentliche Mitgliederversammlung, 

d) die Errichtung weiterer Abteilungen des Vereins, 

e) die Errichtung von Spielgemeinschaften mit anderen Vereinen. 

6) Die übrigen Aufgaben der vorgenannten Organe regeln diese in einer Geschäftsordnung. 

7) Das Präsidium ist beschlussfähig, wenn die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Es beschließt mit 
der Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder. Über die Sitzungen sind Protokolle zu 
erstellen, die von dem/der Sitzungsleiter/in und dem/der Protokollführer/in zu unterzeichnen sind 
und allen Präsidiumsmitgliedern unverzüglich auszuhändigen sind. 

8) Der Vorstand im Sinne von Abs. 1) kann für seine Tätigkeit eine Vergütung erhalten. Über die Höhe 
der Vergütung entscheidet das Präsidium in Anwesenheit aller Präsidiumsmitglieder. Bei der 
Abstimmung hat das betroffene Vorstandsmitglied kein Stimmrecht. 



§ 18 Beauftragtelr für die Sicherung des Kindeswohls 

1) Die/Der Beauftragte für die Sicherung des Kindeswohls initiiert und überwacht Maßnahmen zur 
Prävention gegen Kindeswohlgefährdung im Verein. 

2) Eine Beauftragung schließt die Tätigkeit in anderen Ehren- oder Wahlämtern des Vereins nicht aus. 

3) Sie/Er berichtet auf der Mitgliederversammlung. 

4) Die Wahlperiode ist an die des Präsidiums gekoppelt. 

5) Die Aufgaben und Maßnahmen sind in einer Richtlinie zur Prävention gegen Kindeswohlgefährdung 
zu regeln. 

§ 19 Kassenprüfer/in 

1) Die Mitgliederversammlung wählt 3 Kassenprüfer/innen, die innerhalb des Präsidiums und des 
erweiterten Präsidiums kein Amt bekleiden dürfen. 

2) Die Kassenprüfer/innen prüfen mindestens einmal im Geschäftsjahr die Kasse, einschließlich 
der Bücher und Belege auf ihre sachliche und rechnerische Richtigkeit. 

3) Die Ergebnisse dieser Prüfung sind in einem Prüfungsbericht niederzulegen und der Mitglieder­ 
versammlung vorzutragen. 

§ 20 Abteilungen 

1) Der Verein besteht aus Abteilungen, in denen ein sportspezifisches Angebot unterbreitet wird. 
Die Abteilungen erfüllen den Auftrag des § 2 dieser Satzung. 

2) Die Abteilungsversammlungen und Abteilungsleitungen sind befugt, Ordnungen und Vorschriften 
für den geregelten Sportbetrieb und die Verwaltung der Abteilungen und ihrer Veranstaltungen 
aufzustellen. 

3) Die Abteilungen des Vereins sind organisatorisch selbständig. Sie haben jährlich einen Haushalts­ 
plan aufzustellen, welcher durch das Präsidium bestätigt werden muss. Nach Bestätigung durch 
das Präsidium bildet dieser die Grundlage für das finanzielle Handeln. 

4) Die einzelnen Abteilungen wählen alle 3 Jahre in entsprechender Anwendung des § 15 in einer 
Abteilungsversammlung ihre Leitung, die zumindest aus dem/der 1. Vorsitzenden, dem/der 
2. Vorsitzenden und dem/der Kassenwart/in bestehen muss. Außerdem wählt jede Abteilung 
mindestens zwei Kassenprüfer/innen. 

5) Sollte eine Abteilung keine handlungsfähige Leitung wählen, übernimmt das Präsidium 
kommissarisch die Leitung der Abteilung. 

6) Die Kassenprüfung der Abteilung findet jährlich im 2. Halbjahr durch ihre Kassenprüfer/innen 
unter Beteiligung des/der Abteilungskassenwartes/-wartin statt. 

§ 21 Geltung von Vorschriften der Dach- und Fachverbände 

Soweit Dach- und Fachverbände unmittelbar geltendes Recht für die ihnen angeschlossenen 
Verbände und Vereine setzen, gelten diese Bestimmungen auch für den Verein und seine 
Mitglieder unmittelbar. Dies gilt insbesondere für die Strafbefugnis der Verbände. 

§ 22 Auflösung 

1) Die Auflösung einer Abteilung kann nur in einer zu diesem Zweck, mit einer Frist von einem Monat, 
von der Abteilungsleitung einzuberufenden außerordentlichen Abteilungsversammlung beschlossen 
werden. 

Hierzu ist eine Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen erforderlich sowie die 
Zustimmung des Präsidiums, die nach Auflösungsbeschluss zu beantragen ist. Nach dem 
Auflösungsbeschluss wird das von der Abteilung verwaltete Vermögen auf die vom Schatz­ 
meister geführten Konten des Vereins übertragen. Sachwerte gehen in die Verwaltung des 
Präsidiums über. 



2) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer zu diesem Zweck mit einer Frist von einem Monat 
einzuberufenden außerordentlichen Mitgliederversammlung beschlossen werden. Hierzu ist eine 
Dreiviertelmehrheit der abgegebenen Stimmen erforderlich. 

Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt sein Vermögen an eine 
freie steuerbegünstigte Körperschaft, die diese ausschließlich und unmittelbar für gemeinnützige 
Zwecke entsprechend § 2 der Satzung verwendet. Hierbei sind Ansprüche/Auflagen Dritter 
(z. B. Fördermittelgeber) zu wahren. 

§ 23 Inkrafttreten 

1) Diese Satzung ist in der vorliegenden Neufassung vom 08. November 2018 von der Mitglieder­ 
versammlung des Vereins SV Rot-Weiß Werneuchen e. V. beschlossen und bestätigt worden. 

2) Sie tritt mit Eintragung in das Vereinsregister in Kraft. 

Werneuchen, 08. November 2018 
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Präsident 


